Satzung

tiber die Vermeidung, Verwertung und sonstige Bewirtschaftung von Abféllen
des Landkreises Aichach-Friedberg (Abfallwirtschaftssatzung — AWS)

Auf Grund des Art. 3 Abs. 2 und des Art. 7 Abs. 1 Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz
(BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09. August 1996 (GVBI S. 396, ber. S.
449, BayRS 2129-2-1-UG), zuletzt geandert durch § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBI.
S. 286) in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 der Landkreisordnung fiir den
Freistaat Bayern (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S.
826, BayRS 2020-3-1-1),zuletzt geandert durch § 3 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024
(GVBI. S. 573) erlasst der Landkreis Aichach-Friedberg (mit Zustimmung der Regierung von
Schwaben) folgende Satzung:
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1. ABSCHNITT ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§ 1 Begriffsbestimmungen, Anwendungsbereich

(1) 'Abfalle im Sinn dieser Satzung sind alle Stoffe oder Gegenstande, deren sich der Besitzer
entledigt, entledigen will oder entledigen muss. 2Abfalle, die verwertet werden, sind Abfélle zur
Verwertung. Abfélle, die nicht verwertet werden, sind Abfélle zur Beseitigung (§ 3 Abs. 1
Satz 2 Kr'WG). 3Keine Abfalle im Sinn dieser Satzung sind die in § 2 Abs. 2 KrWG genannten
Stoffe und Materialien nach MaRgabe der jeweiligen Regelung.

(2) 'Abfalle aus privaten Haushaltungen sind Abfalle, die in privaten Haushalten im Rahmen
der privaten Lebensflihrung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehérigen Grund-
stlicks- oder Gebaudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallorten, wie Wohnheimen
oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 2Alle nicht Satz 1 zuordenbaren Abfélle sind Ab-
falle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen.

(3) Gewerbliche Siedlungsabfalle sind Siedlungsabfalle aus anderen Herkunftsbereichen als
privaten Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung Uber das Europaische
Abfallverzeichnis aufgefihrt sind, insbesondere

a) gewerbliche und industrielle Abfalle, die Abfallen aus privaten Haushaltungen auf Grund
ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung ahnlich sind, sowie

b) Abfalle aus privaten und 6ffentlichen Einrichtungen mit Ausnahme der in Abs. 2 Satz 1 ge-
nannten Abfalle.

(4) 'Bioabfélle im Sinn dieser Satzung sind biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder
aus Pilzmaterialien bestehende Abfélle aus Haushaltungen und Gewerbebetrieben sowie
Griingut und Gartenabfélle, die Uber die Biotonne eingesammelt werden. ?Das Nahere wird
Uber die Trennliste geregelt, die als Anhang 1 Bestandteil dieser Satzung ist.

(5) Die Abfallbewirtschaftung im Sinn dieser Satzung umfasst die Bereitstellung, die Uberlas-
sung, die Sammlung, die Beférderung, die Sortierung, die Verwertung und die Beseitigung von
Abféllen einschlieRlich der Uberwachung dieser Verfahren sowie der Nachsorge von Beseiti-
gungsanlagen.

(6) Abfallentsorgung im Sinne dieser Satzung sind Verwertungs- und Beseitigungsverfahren,
einschliefl3lich der Vorbereitung zur Wiederverwendung vor der Verwertung oder der Beseiti-
gung.

(7) "Grundsttick im Sinne dieser Satzung ist jedes raumlich zusammenhangende und einem
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentiimers, das eine selbstan-
dige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstlicke oder Teile von

Grundstticken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. 2Rechtlich verbindliche planerische Fest-
legungen sind zu berlcksichtigen.

(8) 'Grundstiickseigentiimern im Sinne dieser Satzung stehen Erbbauberechtigte, NieRbrau-
cher und ahnlich zur Nutzung eines Grundstiicks dinglich Berechtigte gleich. 2 Von mehreren
dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.

(9) Beschaftigte im Sinne dieser Satzung sind alle in einem anderen Herkunftsbereich als pri-
vate Haushaltungen Tatige (z. B. Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienangeho-
rige, Auszubildende) einschlielllich Zeitarbeitskrafte und Teilzeitbeschaftigte.
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(10) 'Sperrmdill im Sinne dieser Satzung sind feste Abfalle, die wegen ihrer GroRe, ihres Ge-
wichts oder ihrer Menge nicht in den zugelassenen Abfallbehaltnissen aufgenommen werden
kénnen und getrennt vom Hausmill gesammelt und transportiert werden (z. B. gréRere Ge-
genstéande des Hausrats, gebrauchte Mdbel, Matratzen und dgl.). 2Nicht zum Sperrmill geho-
ren normaler Hausmill, Bauschutt, Gartenabfalle, Gewerbeabfalle, Problemmidill, ganze Auto-
wracks, Altéle und ahnliche Abfalle.

(11) Haushalte im Sinne dieser Satzung sind,

a) zusammenwohnende, eine wirtschaftliche Einheit bildende Personen (Mehrperso-
nenhaushalte) sowie

b) allein wohnende und wirtschaftende Personen (Einpersonenhaushalte).

(12) Verkaufsverpackungen im Sinne dieser Satzung sind die in § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Verpa-
ckungsgesetzes —VerpackG— bestimmten Erzeugnisse.

(13) Warmedulbertrager sind Elektrogerate mit integrierten Kreislaufen, bei denen andere Sub-
stanzen als Wasser — z. B. Gase, Ole, Kiihl- und Kaltemittel oder Sekundérstoffe — zum Zweck
der Kihlung/Heizung oder Entfeuchtung benutzt werden.

§ 2 Abfallvermeidung und Wiederverwendung

(1) Jeder Benutzer der 6ffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises hat den An-
fall von Abféllen so gering wie moéglich zu halten. Die Wiederverwendung von Abfallen hat
Vorrang vor deren Verwertung und Beseitigung.

(2) Der Landkreis berat private Haushaltungen und Einrichtungen aus anderen Herkunftsbe-
reichen uUber die Moglichkeiten zur Vermeidung, Wiederverwendung und Verwertung von Ab-
fallen. Er bestellt insoweit Fachkrafte zur Beratung der Abfallbesitzer.

(3) 'Der Landkreis wirkt bei der Gestaltung von Arbeitsablaufen in seinen Dienststellen und
Einrichtungen und bei seinem sonstigen Handeln, insbesondere im Beschaffungs- und Auf-
tragswesen und bei Bauvorhaben darauf hin, dass moéglichst wenig und mdéglichst schadstoff-
armer Abfall entsteht, entstehender Abfall verwertet und die Verwendung von Produkten aus
wiederverwerteten Stoffen geférdert wird.

(4) Der Landkreis kann MaRnahmen zur Abfallvermeidung, Schadstoffminimierung und Abfall-
verwertung férdern.

§ 3 Abfallentsorgung durch den Landkreis und andere Stellen

(1) "Der Landkreis entsorgt nach Malgabe der Gesetze und dieser Satzung durch eine 6ffent-
liche Einrichtung die in seinem Gebiet anfallenden und ihm Uberlassenen Abfélle, soweit die
Entsorgungspflicht nicht dem Abfallzweckverband Augsburg AZV oder gemafl} Abs. 3 kreisan-
gehorigen Gemeinden Ubertragen wurde. Der Abfallzweckverband Augsburg AZV hat seine
Entsorgungspflicht auf die AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen weiter-
Ubertragen.

(2) Zur Erflllung der Aufgaben nach Absatz 1 kann sich der Landkreis des Abfallzweckver-
bandes Augsburg AZV und der AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen, so-
wie Dritter, insbesondere privater Unternehmen, bedienen.



(3) 'Der Landkreis kann einzelne Aufgaben der Abfallentsorgung durch Rechtsverordnung auf
kreisangehdérige Gemeinden oder deren Zusammenschliisse fir deren Gebiet mit deren Zu-
stimmung Ubertragen. 2In diesen Fallen Gbernehmen die kreisangehdrigen Gemeinden die
Rechte und Pflichten des Landkreises.

§ 4 Ausnahmen von der Abfallentsorgung durch den Landkreis

(1) *Von der Abfallentsorgung sind ausgeschlossen:

1.

2.

Eis und Schnee,

explosionsgefahrliche Stoffe (wie z. B. Feuerwerkskorper, Munition, Sprengkoérper, Druck-
gasflaschen),

folgende Abfalle aus Einrichtungen des Gesundheitswesens, wie Krankenhausern, Dialy-
sestationen und -zentren, Sanatorien, Kur- und Pflegeheimen, Arzt- und Zahnarztpraxen,
medizinischen Labors, Blutspendediensten und Blutbanken, Hygieneinstituten, Praxen der
Heilpraktiker und der physikalischen Therapie, Apotheken, tierarztlichen Praxen und Klini-
ken, Tierversuchsanstalten:

a) Infektiose Abfalle

Abfalle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspraventiver Sicht besondere
Anforderungen gestellt werden,

b) Chemikalien, Laborabfalle, Arzneimittel, Verpackungen
— die aus gefahrlichen Abfallen bestehen oder solche enthalten,
— zytotoxische und zytostatische Arzneimittel,
— Amalgamabfalle aus der Zahnmedizin,
c) Korperteile und Organabfalle, einschlielich Blutbeutel und Blutkonserven,

Kraftfahrzeuge, Anhanger, landwirtschaftliche Maschinen und Gerate, Altél, Altreifen und
Starterbatterien,

pflanzliche Abfalle aus der Land- und Forstwirtschaft und aus dem Erwerbsgartenbau, so-
wie Grin- und Gartenabfalle, soweit haushaltstibliche Mengen UGberschritten werden,

Klarschlamme und sonstige Schlamme, die einen Wassergehalt von mehr als 65 % haben,
sowie Fakalschlamme und Fakalien,

Abfalle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, so-
weit diese mit Zustimmung der zustandigen Behdrde nach Art, Menge oder Beschaffenheit
nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abféllen entsorgt werden kénnen,




8. Abfélle, die auf Grund eines Gesetzes zur abfallwirtschaftlichen Produktverantwortung
(§ 23 Kr'WG@G) oder im Zusammenhang mit einer nach § 25 Kr'WG erlassenen Rechtsverord-
nung von Dritten zurlickzunehmen sind, und fir die entsprechende Ricknahmeeinrichtun-
gen tatsachlich zur Verfliigung stehen. Dies gilt nicht fir das Erfassen und erforderlichen-
falls das Sortieren gebrauchter Verkaufsverpackungen aus Glas sowie Papier, Pappe und
Karton im Rahmen eines Systems nach § 3 Abs. 16 des Gesetzes Uber das Inverkehrbrin-
gen, die Ricknahme und die hochwertige Verwertung von Verpackungen (Verpackungs-
gesetz), die bis zur Bereitstellung an das System Teil der Abfallentsorgung des Landkreises
bleiben,

9. sonstige Abfélle, die mit Zustimmung der Regierung im Einzelfall wegen ihrer Art oder
Menge von der Abfallentsorgung durch den Landkreis ausgeschlossen worden sind,

10. CFK-Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen.

(2) Vom Einsammeln und Beférdern durch den Landkreis sind ausgeschlossen:
1. Bauschutt, Baustellenabfalle, StraRenaufbruch und Erdaushub,

2.a) Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, die wegen ihrer Art,
Menge oder Beschaffenheit nicht in den zugelassenen Abfallbehaltnissen oder jedermann
zuganglichen Sammelbehaltern gesammelt oder mit den Hausmdiillfahrzeugen oder sons-
tigen Sammelfahrzeugen transportiert werden kénnen,

b) produktionsspezifische Abfalle, welche in der Industrie, im Gewerbe oder in sonstigen
Einrichtungen anfallen und die keine Siedlungsabfalle sind, jedoch nach Art, Schadstoff-
gehalt und Reaktionsverhalten wie Siedlungsabfélle entsorgt werden kénnen,

c¢) Stralienkehricht, der haushaltsibliche Mengen lbersteigt,
d) Sandfangrickstande aus Klaranlagen,
e) Asbesthaltige Abfalle,

3. Klarschlamme und sonstige Schlamme,

4. sonstige Abfalle, die mit Zustimmung der Regierung im Einzelfall wegen ihrer Art oder
Menge vom Einsammeln und Beférdern durch den Landkreis ausgeschlossen worden
sind.

(3) 'Bei Zweifeln darliber, ob und inwieweit ein Abfall vom Landkreis zu entsorgen ist, ent-
scheidet der Landkreis bzw. die AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen, so-
weit dieser Abfall tiberlassen wird, oder jeweils dessen/deren Beauftragte/r. 2Dem Landkreis
bzw. der AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen ist auf Verlangen nachzu-
weisen, dass es sich nicht um einen von der kommunalen Entsorgung ganz oder teilweise
ausgeschlossenen Abfall handelt. Die Kosten hierfiir hat der Nachweispflichtige zu tragen.

(4) "'Soweit Abfalle nach Absatz 2 vom Einsammeln und Beférdern durch den Landkreis aus-
geschlossen sind, dirfen sie ohne besondere schriftliche Vereinbarung mit dem Landkreis



weder der Millabfuhr Gbergeben noch in den jedermann zuganglichen Sammelbehaltern tiber-
lassen werden. 2Soweit Abfélle darliber hinaus nach Absatz 1 von der Abfallentsorgung durch
den Landkreis ausgeschlossen sind, dirfen sie auch nicht gemaf §§ 12, 14 oder 17 Uberlas-
sen werden. 3Geschieht dies dennoch, so kann der Landkreis neben dem Ersatz des entste-
henden Schadens die Ricknahme der Abfélle oder die Erstattung derjenigen Aufwendungen
verlangen, die ihm fir eine unschadliche Entsorgung der Abfélle entstanden sind.

§ 5 Anschluss- und Uberlassungsrecht

(1) 'Die Grundstiickseigentiimer im Kreisgebiet sind berechtigt, den Anschluss ihrer Grund-
stiicke an die offentliche Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises zu verlangen (An-
schlussrecht). 2Ausgenommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen Zwe-
cken nutzbaren bzw. fir eine solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstlicke, auf denen
Abfalle, fir die nach Absatz 2 ein Uberlassungsrecht besteht, nicht oder nur ausnahmsweise
anfallen.

(2) 'Die Anschlussberechtigten und sonstige zur Nutzung eines anschlussberechtigten Grund-
stlicks Berechtigte, insbesondere Mieter und Pachter, haben das Recht, den gesamten auf
ihren Grundstiicken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall nach Maldgabe der §§ 10 bis 17
der 6ffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises zu (iberlassen (Uberlassungs-
recht). 2Soweit auf nicht anschlussberechtigten Grundstiicken Abfalle anfallen, ist ihr Besitzer
berechtigt, sie in geeigneter Weise der 6ffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu Uberlas-
sen.

(3) Vom Uberlassungsrecht nach Absatz 2 sind die in § 6 Abs. 3 Nrn. 1 bis 5 dieser Satzung
genannten Abfélle ausgenommen.

§ 6 Anschluss- und Uberlassungszwang

(1) 'Eigentimer von im Landkreisgebiet gelegenen Grundstiicken sind verpflichtet, inre Grund-
stiicke an die o&ffentliche Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises anzuschlielen (An-
schlusszwang). 2Ausgenommen sind die nicht zu Wohn-, gewerblichen und freiberuflichen
Zwecken nutzbaren bzw. fiir eine solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstlicke, auf denen
Abfille, fur die nach Absatz 2 ein Uberlassungszwang besteht, nicht oder nur ausnahmsweise
anfallen; dies gilt nicht fir Ferienhauser.

(2) 'Die Anschlusspflichtigen und die sonstigen zur Nutzung eines anschlusspflichtigen Grund-
stlicks Berechtigten, insbesondere Mieter und Pachter, haben nach Maligabe des § 17 KiWG
und mit Ausnahme der in Absatz 3 genannten Abfalle den auf ihren Grundstiicken oder sonst
bei ihnen anfallenden Abfall gemaf den naheren Regelungen der §§ 10 bis 17 der 6ffentlichen
Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises zu Uberlassen (Uberlassungszwang). 2Soweit
auf nicht anschlusspflichtigen Grundstlicken Uberlassungspflichtige Abfalle im Sinn des Sat-
zes 1 anfallen, sind diese von ihrem Besitzer unverziglich und in geeigneter Weise der 6ffent-
lichen Abfallentsorgungseinrichtung zu iberlassen. *Flr den gesamten im Landkreis anfallen-
den Abfall zur Beseitigung (mit Ausnahme der in Absatz 3 ausgeschlossenen Abfallarten) be-
steht Uberlassungspflicht an den Landkreis nach MaRgabe des § 17 KrWG. Abfélle zur Besei-
tigung sind schon am Anfallort von Abféallen zur Verwertung getrennt zu halten.

(3) Vom Uberlassungszwang nach Absatz 2 sind ausgenommen:



1. diein § 4 Abs. 1 genannten Abfalle,

2. die durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 KrWG zur Beseitigung auferhalb von Anlagen im
Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfalle, soweit diese nach den Vorschriften der
Verordnung beseitigt werden,

3. die durch Einzelfallentscheidung nach § 28 Abs. 2 KrWG zur Beseitigung auf3erhalb von
Anlagen im Sinn des § 28 Abs. 1 KrWG zugelassenen Abfélle, soweit diese gemal} den
Anforderungen der Einzelfallentscheidung beseitigt werden,

4. die Abfalle, deren Beseitigung dem Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage nach § 29
Abs. 2 KrWG Ubertragen worden ist,

5. Abfélle gemal § 4 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a und b, die thermisch behandelbar sind und
daher nach Abs. 6 der AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen zu uber-
lassen sind,

6. Bioabfall, soweit dessen Besitzer gemal § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG zu dessen Verwertung
in der Lage ist und diese beabsichtigt.

(4) Im Rahmen ihrer Verpflichtungen nach den Absatzen 1 bis 3 durfen die Anschluss- und
Uberlassungspflichtigen auf ihnrem Grundstiick Anlagen zur Beseitigung von Abfallen weder
errichten noch betreiben.

(5) "An Grundstticken, die nicht ausreichend verkehrsmaRig erschlossen sind, haben die Ab-
fallbesitzer die vom Landkreis zu entsorgenden Abfalle zu den Abholstellen zu bringen, die im
Einzelnen offentlich bekannt gemacht werden. 2Dies gilt auch in den Fallen, in denen witte-
rungsbedingt die Einsammlung vorubergehend nicht moglich ist.

(6) Abfalle gemal Absatz 3 Nr. 5 sind der Abfallentsorgungseinrichtung der AVA Abfallverwer-
tung Augsburg Kommunalunternehmen gemaf der ndheren Regelungen in § 17 zu Uberlassen
(Uberlassungszwang). Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 7 Mitteilungs- und Auskunftspflichten, Mitwirkung der Gemeinden

(1) 'Die Anschluss- und ggf. Uberlassungspflichtigen miissen dem Landkreis oder einer von
ihm bestimmten Stelle zu den durch Bekanntmachung festgelegten Zeitpunkten fiir jedes an-
schlusspflichtige Grundstilick die fir die Abfallentsorgung und die Gebuhrenberechnung und
-erhebung wesentlichen Umstande mitteilen; dazu gehoéren insbesondere die Anzahl der auf
dem Grundstiick befindlichen privaten Haushaltungen und Einrichtungen aus anderen Her-
kunftsbereichen, Angaben Uber den Grundstiickseigentiimer und die sonstigen zur Nutzung
des anschlusspflichtigen Grundstiicks Berechtigten sowie Uber die Art, die Beschaffenheit und
die Menge der Abfille, die dem Landkreis (iberlassen werden missen. Wenn sich die in
Satz 1 genannten Gegebenheiten andern oder wenn auf dem Grundstlick erstmals Uberlas-
sungspflichtige Abfélle anfallen, haben die Anschluss- und Uberlassungspflichtigen unaufge-
fordert und unverzlglich entsprechende Mitteilungen zu machen.

(2) '"Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Landkreis von den Anschluss- und den Uberlas-
sungspflichtigen jederzeit Auskunft Gber die fir die Abfallentsorgung und die Gebuhrenberech-



nung wesentlichen Umsténde verlangen. 2Dazu hat der Landkreis bzw. haben seine Mitarbei-
ter zur Erflllung der Aufgaben des Landkreises und zum Vollzug der Satzung das Recht, die
Grundstiicke der Anschlusspflichtigen zu betreten. *AuBerdem hat der Landkreis nach Maf3-
gabe des § 47 Kr'WG das Recht, von den Anschlusspflichtigen und den Uberlassungspflichti-
gen die Vorlage von Unterlagen zu verlangen, aus denen Art, Menge und Entsorgungsweg
der anfallenden Abfalle hervorgehen.

(3) 'Die Abséatze 1 und 2 gelten entsprechend flr Erzeuger oder Besitzer von Abfallen zur
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen. ?Dies gilt insbeson-
dere fiir erforderliche Mitteilungen zur Ermittlung der Restmillbehalterkapazitat nach § 15
Abs. 1. *Werden die erforderlichen Mitteilungen nicht erteilt, so werden die erforderlichen
Werte geschatzt. “Die geschatzten Werte werden flr die Ermittlung der Restmiillbehalterka-
pazitat solange zugrunde gelegt, bis die tatsachlichen Werte vom Verpflichteten gemeldet und
vom Landkreis anerkannt worden sind.

(4) 'Die Gemeinden unterstiitzen den Landkreis nach den Grundsatzen der Amtshilfe bei der
Erflllung seiner Aufgaben nach dieser Satzung. ?Die Gemeinden teilen dem Landkreis die fiir
den Vollzug dieser Satzung und die zur Gebuhrenerhebung erheblichen Daten mit, die fur den
Anschluss- und Benutzungszwang und die Geblhrenberechnung erheblich sind.

§ 8 Storungen in der Abfallentsorgung

(1) '"Wird die Abfallentsorgung infolge héherer Gewalt, behordlicher Verfligungen, Betriebssto-
rungen, betriebsnotwendiger Arbeiten oder sonstiger betrieblicher Griinde voriibergehend ein-
geschrankt, unterbrochen oder verspatet durchgefihrt, so besteht kein Anspruch auf Gebuh-
renminderung. 2Ebenso besteht kein Anspruch auf Schadensersatz, es sei denn, die Stérung
wurde grob fahrlassig oder vorsatzlich verursacht. 3Die unterbliebenen Malknahmen werden
so bald wie moglich nachgeholt.

(2) 'Die bereits zur Abfuhr bereitgestellten Abfalle sind bei Stoérungen im Sinn des Abs. 1, die
langer als einen Tag andauern, von den Uberlassungspflichtigen zurtickzunehmen. 2Mdillbe-
halter sind an ihren gewdhnlichen Standplatz innerhalb des anschlusspflichtigen Grundstlicks
zurtckzustellen und durfen nicht auf 6ffentlichen Grund verbleiben.

§ 9 Eigentumsiibertragung

'Der Abfall geht mit dem Verladen auf das Sammelfahrzeug in das Eigentum des Landkreises
Uber. 2Wird der Abfall durch den Besitzer oder fiir diesen durch einen Dritten zu einer hierzu
geeigneten Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises gebracht, so geht der Abfall mit der
gestatteten Ubernahme zur Entsorgung in das Eigentum des Landkreises tber. 2Im Abfall ge-
fundene Wertgegenstande werden als Fundsachen behandelt.

2. ABSCHNITT — EINSAMMELN UND BEFORDERN DER ABFALLE

§ 10 Formen des Einsammelns und Beférderns

Die vom Landkreis ganz oder teilweise zu entsorgenden Abfélle werden eingesammelt und
beférdert



1. durch den Landkreis oder von ihm beauftragte Dritte, insbesondere private Unternehmen,
a) im Rahmen des Bringsystems (§§ 11 und 12) oder
b) im Rahmen des Holsystems (§§ 13 bis 16) oder

2. durch den Besitzer selbst oder ein von ihm beauftragtes Unternehmen (§ 17).

§ 11 Bringsystem

(1) Beim Bringsystem werden die Abfalle nach MalRgabe des § 12 in jedermann zuganglichen
Sammelbehaltern oder sonstigen Sammeleinrichtungen (Wertstoffsammelstellen, Container-
standplatzen und sonstigen Annahmestellen) erfasst, die der Landkreis oder von diesem be-
auftragte Dritte in zumutbarer Entfernung fiir die Abfallbesitzer bereitstellt. Dadurch wird durch
den Landkreis eine haushaltnahe sowie hochwertige getrennte Erfassung der Abfélle mit dem
Ziel ihrer anschlieRenden Verwertung sichergestellt.

(2) Dem Bringsystem unterliegen

1. folgende Abfélle zur getrennten Verwertung (im haushaltstblichen Umfang):

a) Uber die Containerstandplatze

aa) Altglas (Weil3-, Griin, und Braunglas),

b) Uber die Wertstoffsammelstellen des Landkreises
aa) Altglas (Weilk-, Griin, und Braunglas),
bb) Altpapier, Pappe, Kartonagen,
cc) Metallschrott (inkl. Sperrschrott),
dd) Modbelaltholz und Altholz (Altholzkategorien A | bis A 111),

ee) Bildschirmgerate und Monitore nach den Bestimmungen
des Elektrogesetzes,

ff) Elektro- und Elektronikschrott (Kleingerate) nach den Best-
immungen des Elektrogesetzes,

gg) Elektro- und Elektronikschrott (Warmelbertrager und
Haushaltsgrof3gerate) nach den Bestimmungen des Elekt-
rogesetzes,

hh)  Hartplastik (aus Polyethylen - PE oder Polypropylen - PP),
i) Flaschenkork,

i) Compakt-Discs (CDs) und DVDs,

kk)  Haushaltsfette,

) Druckerpatronen und Tonerkartuschen,

mm) Bauschutt,

nn)  Griingut,

00) Textilabfalle,



pp) andere Abfalle zur Verwertung in Erganzung der Uber die
Wertstoffsammelstellen erfassten Wertstoffe,

c) Uber mobile Sammeleinrichtungen des Landkreises

weitere Abfalle zur Verwertung im Rahmen von Sonderaktionen des Landkreises

(z. B. landwirtschaftliche Folien),

d) Uber die vom Landkreis eingerichteten zentralen Annahmestellen

Photovoltaik-Module nach den Bestimmungen des Elektrogesetzes.
2. Folgende Abfalle zur Beseitigung

a) Uber die Wertstoffsammelstellen des Landkreises

aa) Feste Abfalle aus privaten Haushaltungen, die infolge ihrer GrofR3e, ihres Ge-
wichts oder ihrer Menge nicht in die zugelassenen Abfallbehaltnisse aufgenom-
men werden kénnen oder das Entleeren dieser Behaltnisse erschweren (Sperr-
muill),

bb)  Batterien nach den Bestimmungen des § 13 Batteriegesetz,

cc)  Beleuchtungskérper/Lampen nach den Bestimmungen des Elektrogesetzes,
dd) Polyurethan-Schaumdosen,

ee) belastete Altholzer (Altholzkategorie A 1V),

b) Uber mobile Sammeleinrichtungen des Landkreises

weitere Abfalle zur Beseitigung im Rahmen von Sonderaktionen des Landkrei-
ses.

3. Abfélle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihres Schadstoffgehalts zur Wahrung des
Wohls der Allgemeinheit einer getrennten Entsorgung bedurfen, und Kleinmengen vergleich-
barer Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen, die nach ihrer Art oder Beschaffenheit nicht
mit den in Haushaltungen anfallenden Abféllen beseitigt werden kénnen (Problemabfalle),
insbesondere Pflanzenschutz- und Schadlingsbekampfungsmittel, 6I- oder I6semittelhaltige
Stoffe, Farben und Lacke, Desinfektions- und Holzschutzmittel, Chemikalienreste, Sauren,
Laugen und Salze sowie Arzneimittel.

(3) Die Abfalle werden im Rahmen der bestehenden Mdglichkeiten an den Annahmeeinrich-
tungen des Landkreises angenommen. Insbesondere an den Wertstoffsammelstellen werden
nicht alle Abfalle zur Verwertung oder zur Beseitigung an allen Standorten angenommen. Von
den in Abs. 2 Nr. 1 lit. b) und Nr. 2 lit. a) genannten Abféallen werden nur Kleinmengen bis zu
einem Volumen von 2 m® angenommen. Diese Mengenbeschrankung gilt nicht fir Abfalle nach
dem Elektrogesetz nach Abs. 2 Nr. 1 lit. b) sublit. ee), ff) und gg).

§ 12 Anforderungen an die Abfalliiberlassung im Bringsystem

(1) 'Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 aufgefiihrten Abfalle zur Verwertung und die in § 11 Abs. 2 Nr. 2
aufgefiihrten Abfélle zur Beseitigung sind von den Uberlassungspflichtigen in die vom Land-
kreis bzw. den Systembetreibern daflr bereitgestellten und entsprechend gekennzeichneten
Sammelbehalter einzugeben. 2Andere als die nach der jeweiligen Aufschrift vorgesehenen
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Stoffe dirfen weder in die Sammelbehalter eingegeben noch neben diesen zuriickgelassen
werden. 3Die Sammelbehaltnisse von Containerstandplatzen dirfen nur werktags in der Zeit
von 7 bis 19.00 Uhr benutzt werden.

(2) 'Die in § 11 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b) und Nr. 2 Buchstabe a) genannten Abfélle sind von
den Uberlassungspflichtigen wahrend der Offnungszeiten an den Wertstoffsammelstellen des
Landkreises abzugeben. ?Die Wertstoffsammelstellen dirfen nur zu den an den Sammelein-
richtungen bekanntgegebenen Zeiten benutzt werden. 3Dem Landkreis iberlassene Abfélle
zur Verwertung durfen von Unbefugten nicht untersucht und nicht aus den Sammelbehaltern
entnommen werden. “Den Weisungen des Betreuungspersonals ist Folge zu leisten.

(3) "Problemabfélle im Sinn des § 11 Abs. 2 Nr. 3 sind von den Uberlassungspflichtigen dem
Personal an den speziellen Sammelfahrzeugen bzw. Sammeleinrichtungen zu Ubergeben.
2Die jeweiligen Standorte, Annahmebedingungen und Annahmezeiten werden vom Landkreis
bekanntgegeben.

§ 13 Holsystem

(1) Beim Holsystem werden die Abfélle nach MalRgabe des § 14 am oder auf dem Anfallgrund-
stlick abgeholt.

(2) Dem Holsystem unterliegen
1. folgende Abfalle zur Verwertung (im haushaltsiblichen Umfang)

a) Papier, Pappe und Karton sowie Altpapier
aa) aus privaten Haushalten und 6ffentlichen Einrichtungen,

bb) an verdichteten Wohnanlagen, an denen 1,1 m® Container zur Papiersammlung
bereitgestellt sind,

cc) aus weiteren anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten, soweit es dort
im Rahmen der privaten Lebensflihrung anfallt,

b) Bioabfalle gemal § 1 Abs. 4, soweit der Anschlussnehmer nicht ordnungsgemaf
und vollstandig kompostiert (§ 6 Abs. 3 Nr. 6).

2. Feste Abfélle aus privaten Haushalten, die infolge ihrer Grofde, ihres Gewichts oder ihrer
Menge nicht in die zugelassenen Abfallbehaltnisse aufgenommen werden kénnen oder das
Entleeren dieser Behaltnisse erschweren (Sperrmdill), soweit die Abholung vom Anschluss-
nehmer beauftragt wird.

3. Abfélle zur Beseitigung, die nicht nach den Nummern 1 und 2 oder § 11 Abs. 2 getrennt
erfasst werden (Restmuill).

4. Nachtspeicherheizgerate welche nach den Bestimmungen des Elektrogesetzes an der An-
fallstelle abgeholt werden.
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§ 14 Anforderungen an die Abfalliiberlassung im Holsystem

(1) 'Die in § 13 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a aufgefiihrten Abfalle zur Verwertung sind getrennt in
den jeweils dafiir bestimmten und nach Satz 5 zugelassenen Behaltnissen zur Abfuhr bereit-
zustellen; andere als die dafiir bestimmten Abfalle dirfen in die Behaltnisse nicht eingegeben
werden. 2Der Abfallbesitzer hat in jedem Fall sicherzustellen, dass niemand durch die einge-
sammelten oder zum Transport bereitgestellten Abfélle gefahrdet wird. *Durch das Holsystem
erfolgt eine haushaltsnahe Erfassung dieser Abfalle mit dem Ziel ihrer anschlielienden Ver-
wertung. *Andere als die zugelassenen Behaltnisse und Behaltnisse, die dafiir nicht bestimmte
Abfalle enthalten, werden unbeschadet des Absatzes 5 nicht entleert.

SZugelassen sind folgende Papierbehaltnisse:

1. blaues Papiermiligefall mit 240 Liter Fullraum gemalf’ DIN EN 840,

2. Papiermull-GroRbehalter (Deckelfarbe blau) mit 1.100 Liter Flllraum gemafR DIN EN 840.
8Wiederholt mit Fremdstoffen beflillte Papiermullgefalte kbnnen abgezogen werden.

(2) 'Bioabfalle im Sinn des § 13 Absatz 2 Nr. 1 Buchst. b sind in den dafiir bestimmten und
nach Satz 6 zugelassenen Bioabfallbehaltnissen zur Abfuhr bereitzustellen; andere als die
dafiir bestimmten Abfélle dirfen nicht in die Bioabfallbehaltnisse eingegeben werden. 2Die
Verwendung von Sacken oder Tuten, mit Ausnahme von Papiertlten bis 7 Liter, ist bei der
Sammlung von Biomlill nicht gestattet. *Durch das Holsystem erfolgt eine haushaltsnahe Er-
fassung dieser Abfalle mit dem Ziel ihrer anschlieRenden Verwertung. “Absatz 1 Satz 4 gilt
entsprechend. °Bei organischen Abfallen aus GrofRkiichen, Kantinen, Gaststatten u. a. Einrich-
tungen stellt der Landkreis im Einzelfall fest, inwieweit eine Sammlung dieser Abfalle Uber die
Biotonne maglich ist. ®Zugelassen sind folgende Bioabfallbehaltnisse:

1. braune Mullnormgefalke mit 80 Liter Fillraum bzw. graue Millnormgefae mit braunem De-
ckel gemaR DIN EN 840 (gilt nur fir Bestandsgefale),

2. braune Millnormgefafle mit 120 Liter Fillraum bzw. graue MillnormgefalRe mit braunem
Deckel gemal’ DIN EN 840,

3. braune MillnormgefaRe mit 240 Liter Flllraum bzw. graue Mullnormgefa3e mit braunem
Deckel gemaf DIN EN 840.

(3)'Abfalle zur Beseitigung im Sinn des § 13 Abs. 2 Nr. 3 sind ausschlieRlich in den daflr be-
stimmten und nach Satz 6 zugelassenen Restmillbehaltnissen zur Abfuhr bereitzustellen;
nach den Absatzen 1 und 2 oder § 12 gesondert zu Uberlassende Abfalle diirfen in die Rest-
millbeh&ltnisse nicht eingegeben werden. ?Die Abfalle sind in das Restmiillgefa zu geben,
das an dem Anfallgrundstiick angemeldet ist. SAulRerhalb der zugelassenen GefaRe dirfen
keine Abfélle Uberlassen werden. “Andere als die zugelassenen Behaltnisse und Behaltnisse,
die daflr nicht bestimmte Abfalle enthalten, werden unbeschadet des Absatzes 5 nicht entleert
bzw. unzulassige Sacke werden nicht mitgenommen. SAusnahmen bestimmt der Landkreis, z.
B. im Zuge von Stérungen in der regularen Abfallentsorgung. 6Zugelassen sind folgende Rest-
mallbehaltnisse:

1. graue Millnormtonnen mit 60 Liter Fullraum gemaf DIN EN 840,

2. graue Mullnormtonnen mit 80 Liter Fillraum gemaf DIN EN 840,
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3. graue Milinormtonnen mit 120 Liter Flllraum geman DIN EN 840,
4. graue Millnormtonnen mit 240 Liter Fillraum gemaf DIN EN 840,
5. graue Mullgrof3behalter mit 770 Liter Fillraum gemaf DIN EN 840,
6. graue MiiligroRbehalter mit 1.100 Liter Fullraum gemaf’ DIN EN 840,

7. graue Restmiullsdcke mit ca. 70 Liter Fullraum mit dem Aufdruck ,Mullsack Landkreis
Aichach-Friedberg*.

(4) 'Die in Abs. 1 Satz 5, Abs. 2 Satz 6 und Abs. 3 Satz 6 bezeichneten Behalter werden vom
Landkreis mit einem elektronischen lesbaren Identifikationschip ausgestattet. 2Auf diesen
Chips wird ausschlieBlich eine dem jeweiligen Behalter zugeordnete Behalteridentifikations-
nummer gespeichert. 3Anhand der Behalteridentifikationsnummer wird Uberprift, ob ein Be-
halter zu leeren ist. “Die Angabe, dass der Behalter zu einem bestimmten Zeitpunkt geleert
oder nicht geleert wurde, ist spatestens nach vier Jahren zu I6schen.

(5) 'Fallen vorlibergehend so viele Abfélle an, dass sie in den zugelassenen Behaltnissen nicht
untergebracht werden kénnen, so sind die weiteren Abfalle in Restmillsdcken nach Abs. 3
Satz 6 Nr. 7 zur Abholung bereitzustellen. ?Ist im Einzelfall die Entsorgung mittels einer Rest-
malltonne unzumutbar, kann der Landkreis eine Entsorgung mittels Restmuillsacken zulassen.
3Fur Anschlussnehmer mit einem erhéhten Windelaufkommen gilt Satz 1 entsprechend. “Der
Landkreis gibt bekannt, welche Restmiillsacke fir den jeweiligen Zweck zugelassen sind und
wo sie zu erwerben sind.

(6) 'Sperrmdill im Sinne des § 13 Absatz 2 Nr. 2 wird vom Landkreis oder dessen Beauftragten
abgeholt, wenn der Besitzer dies unter Angabe von Art und Menge des Abfalls beantragt. 2Der
Landkreis oder dessen Beauftragter bestimmt den Abholzeitpunkt und teilt ihn dem Besitzer
mit. *Der Sperrmdill ist so bereitzustellen und ggf. zu verkleinern, dass er bei der Abfuhr verla-
den werden kann. *Von der Sperrmiillabfuhr ausgeschlossen sind Abfalle, die auf Grund ihrer
GroRe oder ihres Gewichtes nicht verladen werden koénnen. *Der Sperrmill ist grundsatzlich
an der Grundstlicksgrenze (6ffentlicher Grund, keine Carports, Garagenzufahrten, etc.) zur
Abholung bereitzustellen. ¢Falls dies aus Platzmangel nicht mdglich sein sollte, ist der Sperr-
mull vor dem betreffenden Grundstiick so zur Abholung bereitzustellen, dass Fahrzeuge und
FuBganger nicht behindert oder gefahrdet werden. "Kleinmengen an Sperrmill (bis zu 2 m?)
kénnen auch an der Wertstoffsammelstelle abgegeben werden.

(7) Abfalle aus Einrichtungen des Gesundheitswesens wie beispielsweise aus Krankenhdu-
sern, Pflegeheimen, Arzt- und Zahnarztpraxen, Praxen von Heilpraktikern, tierarztlichen Pra-
xen und Kliniken, Laboratorien, human- und veterindrmedizinischen Instituten und For-
schungseinrichtungen, Apotheken und ahnlichen Herkunftsorten sind in geeigneten Behaltnis-
sen, die den Anforderungen der Ziffer 2.1.1. der ,Vollzugshilfe zur Entsorgung von Abfallen
aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes® (Stand Juni 2021) gentigen, zu sammeln und
bereitzustellen.
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§ 15 Kapazitiat, Beschaffung, Benutzung und Bereitstellung der Abfallbehéltnisse im
Holsystem

(1) 'Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstlick muss jeweils fiir jeden privaten Haushalt und
jede Einrichtung aus sonstigen Herkunftsbereichen ein Restmillbehaltnis nach § 14 Abs. 3
Satz 6 Nrn. 1 bis 6 vorhanden sein und entsprechend seiner Zweckbestimmung genutzt wer-
den; Absatz 2 bleibt unber(hrt. 2Die Minimierung des Abfallaufkommens darf nicht durch Haus-
brand erzielt werden. 3Die Anschlusspflichtigen haben dem Landkreis Art, GroRe und Zahl der
bendtigten Restmdllbehaltnisse zu melden, die die anfallende Restmuillmenge unter Berlck-
sichtigung der Abfuhrhaufigkeit und einer angemessenen Reserve ordnungsgemal’ aufneh-
men kénnen. *Fir jeden privaten Haushalt und fir jede Einrichtung aus anderen Herkunftsbe-
reichen muss eine Restmillbehaltniskapazitat von 60 Litern bei vierzehntagiger Leerung zur
Verfligung stehen, mindestens jedoch von 5 Litern je Woche fir jede mit Haupt- oder Neben-
wohnsitz gemeldete Person und gemaR § 7 Abs. 2 GewAbfV von 3 Litern je Woche fir jeden
Vollzeitbeschaftigten in anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten. °Teilzeitbe-
schaftige werden anteilig entsprechend ihrer Arbeitszeit berlicksichtigt. ®Die tatsachliche
GroRe des Restmullbehalters wird nach der tatsachlich anfallenden Restmulimenge festgelegt.
"Fir Einrichtungen mit Gberwiegendem Anfall von Freizeit- und Reisemull bzw. Veranstaltun-
gen, wie z. B. Messen, Jahrmarkten, Konzerten etc. wird die Restmullbehalterkapazitat im Ein-
zelfall entsprechend der Zahl und dem anzunehmenden Entsorgungsverhalten der Nutzer er-
mittelt. ®In begriindeten Ausnahmefallen kann der Landkreis zur bedarfsgerechten Festlegung
des Behéltervolumens nach Absatz 1 abweichende Regelungen treffen.

(2) 'Auf Antrag der betroffenen Anschlusspflichtigen kann der Landkreis fir mehrere Haushalte
und/oder Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen auf ei-
nem Grundstlick die gemeinsame Nutzung eines zugelassenen Restmiillbehaltnisses nach §
14 Abs. 3 Satz 6 Nr. 1 bis 6 gestatten, wenn

a) sich einer der Anschlusspflichtigen durch schriftliche Erklarung gegeniiber dem Landkreis
zur Zahlung der gesamten Abfallentsorgung verpflichtet und

b) mindestens ein Gesamtvolumen gem. Abs. 1 Satz 4 gegeben ist und

c) sichergestellt ist, dass sdmtliche anfallenden Restmullmengen unter Berlcksichtigung der
Abfuhrhaufigkeit und einer angemessenen Reserve in dem gemeinsamen Restmdllbehaltnis
ordnungsgemaf aufgenommen werden kénnen.

Dies gilt in begriindeten Ausnahmefallen auch fir benachbarte Grundstuicke. *Ein begrinde-
ter Ausnahmefall liegt in der Regel vor, wenn einer der beiden Anschlusspflichtigen einen Ein-
zelhaushalt betreibt, das heif3t, wenn eines der beiden anschlusspflichtigen Grundstiicke je-
weils nur von einer Person bewohnt wird bzw. bei Einrichtungen aus anderen Herkunftsberei-
chen als privaten Haushalten von einer Einzelperson regelmafig genutzt wird und das Abfall-
behaltnis regelmafig nicht voll in Anspruch genommen wird.

(3) Der Landkreis kann Art, Grofse und Zahl der Restmiillbehaltnisse nach § 14 Abs. 3 Satz 6
Nrn. 1 bis 6 durch Anordnung flir den Einzelfall und abweichend von der Meldung nach Ab-
satz 1 Satz 3 festlegen.

(4) 'Der Landkreis stellt die nach Absatz 1 gemeldeten Restmuillgefafie bereit, soweit es sich
um Gefalle nach § 14 Abs. 3 Satz 6 Nrn. 1 bis 6 handelt. 2Der Landkreis stellt in Abhangigkeit
von den nach Absatz 1 gemeldeten RestmiillgefalBen BioabfallgefalRe wie folgt bereit:
- pro gemeldetem Restmiillgefal® bis zu einem Volumen von 240 Liter, ein Bioabfallgefal® mit
einem Volumen von 120 Liter oder 240 Liter,

14



- pro gemeldetem Restmiillcontainer mit einem Volumen von 770 Liter oder 1.100 Liter, bis zu
vier Bioabfallgefalle mit einem Volumen von 120 Liter oder 240 Liter.

3Der Landkreis stellt in Abhangigkeit von den nach Absatz 1 gemeldeten Restmullgefafien
Papiermullgefalie wie folgt bereit:

- gemeldetes Restmilillgefald in privaten Haushaltungen (§ 1 Abs. 2 Satz 1) und 6ffentlichen
Einrichtungen: Papiermullgefaf3(e) nach Bedarf,

- je gemeldetes Restmuiligefafd 60 - 240 Liter in anderen als privaten Haushaltungen (§ 1 Abs.
2 Satz 2) und 6ffentlichen Einrichtungen: maximal ein Papiermillgefald bis 1.100 Liter,

- je gemeldeter Restmiill-GrolRbehalter 770 — 1.100 Liter in anderen als privaten Haushaltun-
gen (§ 1 Abs. 2 Satz 2) und 6ffentlichen Einrichtungen bei wéchentlicher Leerung: Papiermdill-
gefall(e) bis maximal 4.400 Liter,

- je gemeldeter Restmiill-GrolRbehalter 770 — 1.100 Liter in anderen als privaten Haushaltun-
gen (§ 1 Abs. 2 Satz 2) und 6ffentlichen Einrichtungen bei vierzehntéglicher Leerung: Papier-
mullgefafi(e) bis maximal 2.200 Liter,

- je gemeldeter Restmiill-GrolRbehalter 770 — 1.100 Liter in anderen als privaten Haushaltun-
gen (§ 1 Abs. 2 Satz 2) und &ffentlichen Einrichtungen bei vierwdchentlicher Leerung: Papier-
mullgefafi(e) bis maximal 1.100 Liter.

“Die Anschlusspflichtigen haben die Behaltnisse pfleglich zu behandeln sowie betriebsbereit
und in ordnungsgemaRen Zustand zu halten. °Bei Riickgabe der Behalter an den Eigentiimer
sind diese im entleerten und gereinigten Zustand zu ibergeben. ®Der Landkreis informiert die
Anschlusspflichtigen durch Bekanntmachung und auf Anfrage Uber die zugelassenen Behalt-
nisse und die Bezugsmdglichkeiten. 'Die Anschlusspflichtigen haben dafiir zu sorgen, dass
die Abfallbehaltnisse den zur Nutzung des anschlusspflichtigen Grundstiicks Berechtigten zu-
ganglich sind und von diesen ordnungsgemal genutzt werden kénnen.

(5) 'Die Behaltnisse dirfen nur zur Aufnahme der jeweils daflr bestimmten Abfalle verwendet
und nur so weit geflillt werden, dass das flir das jeweilige Abfallbehaltnis gemaR DIN EN 840
zulassige Gesamtgewicht, dass auf dem Behalterrand angegeben ist, nicht Uberschritten wird
und sich der Deckel noch schlielen Iasst; sie sind stets geschlossen zu halten. 2Abfalle diirfen
nicht mechanisch vorgepresst und nicht in die Behaltnisse eingestampft werden; brennende,
glihende oder heile Asche sowie sperrige Gegenstande, die Behaltnisse, Sammelfahrzeuge
oder Abfallentsorgungsanlagen beschadigen oder ungewoéhnlich verschmutzen kénnen, dir-
fen nicht eingegeben werden. *Behaltnisse, die die Voraussetzungen des § 15 Abs. 5 Satz 1
bis 3 nicht erfiillen, werden nicht entleert.

(6) 'Die Behaltnisse sind nach den Weisungen der mit der Abholung beauftragten Personen
am Abholtag bis spatestens 6.00 Uhr auf oder vor dem Grundstlick auf eigene Veranlassung
und Kosten so aufzustellen, dass sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert werden
konnen. 2Nach der Leerung sind sie unverzlglich an ihren gewohnlichen Standplatz innerhalb
des angeschlossenen Grundstlicks zurlickzubringen und durfen nicht langer als nétig auf 6f-
fentlichen Grund verbleiben. *Kénnen Grundstiicke vom Abfuhrfahrzeug nicht oder nur unter
erheblichen Schwierigkeiten angefahren werden, haben die Uberlassungspflichtigen die Ab-
fallbehaltnisse selbst zur nachsten vom Abfuhrfahrzeug ordnungsgemaf anfahrbaren offentli-
chen Verkehrsflache zu verbringen; Satz 2 gilt entsprechend. *Fahrzeuge und FuRganger dlir-
fen durch die Aufstellung der Behaltnisse nicht behindert oder gefahrdet werden.

§ 16 Haufigkeit und Zeitpunkt der Abfallabfuhr
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(1) "Biomdill und Restmdill werden jeweils vierzehntagig, Restmuill in GroRBcontainern auch wo-
chentlich und vierwoéchentlich, Papiermill vierwéchentlich, Papiermdill an verdichteten Wohn-
anlagen auch wodchentlich und vierzehntagig, sonstiger Abfall zur Verwertung zu dem vom
Landkreis bestimmten Turnus abgeholt. 2Der fiir die Abholung in den einzelnen Teilen des
Kreisgebietes vorgesehene Wochentag wird vom Landkreis bekannt gegeben. 3Fallt der vor-
gesehene Wochentag auf einen gesetzlichen Feiertag, so erfolgt die Abholung am folgenden
bzw. in Ausnahmefallen auch am vorherigen Werktag. “Muss der Zeitpunkt der Abholung ver-
legt werden, wird dies nach Moglichkeit bekannt gegeben.

(2) 'Der Landkreis kann im Einzelfall oder generell fir bestimmte Abfallarten oder Abfuhrbe-
reiche eine abweichende Abfuhrfolge festlegen. ?In diesem Fall gilt Absatz 1 Satz 2 bis 4 ent-
sprechend.

(3) '"Fur Restmdill in 770 Liter und 1.100 Liter MullgroRbehalter kann bei Bedarf und im Einzel-
fall eine zusatzliche Leerung durchgefiihrt werden. 2Fir Restmdllbehalter mit 770 Liter und
1.100 Liter Fullraum, die am Abholtag aus einem vom Anschlusspflichtigen bzw. vom sonsti-
gen zur Nutzung eines anschlusspflichtigen Grundstlickes Berechtigten zu vertretenden Grund
nicht entleert werden kénnen, kann im Einzelfall und auf Antrag eine nachtragliche Leerung
erfolgen. *Bei auBergewdhnlichen Mehrmengen kann in Ausnahmefallen eine zusatzliche Lee-
rung der Behalter erfolgen. “Die Satze 1 bis 3 gelten nur, sofern und soweit es der Betriebs-
ablauf des hierfir vom Landkreis beauftragten Dritten zulasst.

§ 17 Selbstanlieferung von Abfillen zur Beseitigung durch den Besitzer

(1) 'lm Rahmen der Verpflichtungen nach § 6 Abs. 2 und 3 sind die in § 4 Abs. 2 aufgefiihrten
Abfalle vom Besitzer oder durch einen von diesem beauftragten Dritten zu den vom Landkreis
dafiir bestimmten Abfallentsorgungsanlagen zu bringen. 2Der Landkreis informiert die Besitzer
durch Bekanntmachung und auf Anfrage (iber die Anlagen im Sinn des Satzes 1. In Benut-
zungsordnungen koénnen fur die einzelnen Anlagen auch die jeweils zugelassenen Abfallarten
und Héchstmengen sowie Einzugsgebiete festgelegt werden. *Der Landkreis kann im Ubrigen
die Anlieferungen durch Anordnung fir den Einzelfall abweichend von den Satzen 1 und 2
regeln.

(2) '"Darlber hinaus kann der Landkreis zulassen, dass Abfélle zur Beseitigung aus anderen
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen durch den Besitzer oder durch einen von die-
sem beauftragten Dritten zu den Abfallentsorgungsanlagen gebracht werden, soweit eine Er-
fassung nach § 14 Abs. 3 aufgrund der anfallenden Mengen unzweckmafig oder aufgrund
besonderer Verhaltnisse auf dem Grundstiick nicht mdglich ist. 2Eine Erfassung nach § 14
Abs. 3 gilt u. a. dann als unzweckmafig, wenn zur Aufnahme der Abfalle mehr als vier grolde
MullgroRbehalter nach § 14 Abs. 3 Satz 6 Nr. 6 bei wochentlicher Entleerung erforderlich wa-
ren. 2Eine Zulassung nach Satz 1 erfolgt auf Antrag durch Bescheid, mit dem das oder die
betreffenden Grundstiicke vom Einsammeln und Beférdern des Abfalls zur Beseitigung durch
den Landkreis befreit werden.

(3) 'Die Anlieferung soll in geschlossenen Fahrzeugen erfolgen. 2Werden offene Fahrzeuge
verwendet, so missen die Abfalle gegen das Herunterfallen gesichert sein; erhebliche Belas-
tigungen, insbesondere durch Geruch, Staub oder Larm, durfen nicht auftreten.

(4) Auch bei Selbstanlieferung dirfen Abfalle zur Beseitigung keine Abfalle zur Verwertung
oder Problemabfalle enthalten.
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3. ABSCHNITT SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 18 Bekanntmachungen

'Die in dieser Satzung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen im Amtsblatt des Landkrei-
ses. 2Sie kénnen auBerdem in regelmaRig erscheinenden Druckwerken und in ortstiblicher
Weise in den kreisangehdrigen Gemeinden verdffentlicht werden.

§ 19 Gebiihren

Der Landkreis erhebt fir die Benutzung der 6ffentlichen Abfallentsorgungseinrichtungen des
Landkreises und der AVA Abfallverwertung Augsburg Kommunalunternehmen Gebiihren nach
Mafigabe einer besonderen Gebuhrensatzung.

§ 20 Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 BayAbfG i. V. m. Art. 18 Abs. 2 Satz 2 LKrO kann mit GeldbulRe
belegt werden, wer

1. gegen die Uberlassungsverbote in § 4 Abs. 4 Satz 1 oder 2 verstoRt,
2. den Vorschriften Gber den Anschluss- und Uberlassungszwang (§ 6) zuwiderhandelt,

3. den Mitteilungs- und Auskunftspflichten nach § 7 nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollstandig
oder mit unrichtigen Angaben nachkommt,

4. gegen die Vorschriften in §§ 12 oder 14 tber Art und Weise der Uberlassung der einzelnen
Abfallarten im Bring- oder Holsystem verstoft,

5. den Vorschriften Gber die Meldung, Beschaffung, Benutzung oder Bereitstellung der Abfall-
behaltnisse nach § 15 zuwiderhandelt,

6. unter Verstol gegen § 17 Abs. 1 bis 2 Abfalle zu anderen als den vom Landkreis bestimm-
ten Anlagen oder Einrichtungen bringt oder nicht nach den vorgeschriebenen Fraktionen
getrennt anliefert,

7. die Vorschriften in § 17 Abs. 3 Uber die sichere und umweltvertragliche Anlieferung von
Abfallen nicht befolgt.

(2) Andere Straf- und BuRRgeldvorschriften, insbesondere § 326 StGB, § 69 KrWG und Art. 29
BayAbfG bleiben unberthrt.

§ 21 Anordnungen fiir den Einzelfall und Zwangsmittel

(1) Der Landkreis kann zur Erflllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen
Anordnungen fir den Einzelfall erlassen.
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(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder
Unterlassungen gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Voll-
streckungsgesetzes.

§ 22 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Landkreises
Aichach-Friedberg Uber die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen vom
23.02.2023 sowie die 1. Satzung zur Anderung der Abfallwirtschaftssatzung vom 19.02.2024
auler Kraft.

Aichach, den 28.07.2025
Landkreis Aichach-Friedberg

gez.

Dr. Klaus Metzger

Landrat
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Großhauser Marlene
Textfeld
gez.


ANLAGE zu § 1 Abs. 4 der Abfallwirtschaftssatzung

Trennliste

Folgende Abfille sind liber die Biotonne zu entsorgen:

Obst- und Gemiusereste, Obstkerne

Schalen von Sudfrichten

Kaffeesatz und -filter

Teesatz und -filter

Nussschalen

Topfpflanzen, Schnittblumen

Speise- und Lebensmittelreste pflanzlicher Herkunft (nur in haushaltsiiblicher Menge)
Garten- und Grunabfalle

Gras- und Heckenschnitt, Laub

Unkraut, Pflanzenreste, Fallobst

Sagemehl, Holzwolle, Stroh, Heu (unbehandelt)

Speise- und Lebensmittelreste tierischer Herkunft in haushaltstiblichen Mengen (z. B.
Brot- und Backwarenreste, Eierschalen, Fischreste und -—graten, Fleisch und
Wourstreste, Kasereste, Federn, Daunen, Knochen, sonstige rohe/gekochte/verdor-
bene Speisereste)

Folgende Abfille diirfen nicht iiber die Biotonne entsorgt werden:

Kunststoffverpackungen, Plastiktiten
kompostierbare Kunststofftliten und -verpackungen
Zeitschriften, Prospekte

Milch- und Safttiiten

Flissigkeiten

Holz- und Kohlenasche, Grillkohle
Tierkadaver

Papiertaschentlcher, Windeln, Fakalien
Staubsaugerbeutel

Kehricht

Zigarettenkippen

Textilien

Tapetenreste

Hausmdll

Mineralisches Material und Tierstreu (wie z. B. Tonklgelchen/“Katsan®)
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